Interessengemeinschaft Altanschließer Schulzenorf

Anti-Thesen
zur demokratischen und rechtlichen Stabilisierung des MAWV und zur Sicherung der kostendeckenden Wasserdienstleistungen

1. Das wichtigste Ziel besteht 2016 darin, eine auf die Zukunft gerichtete Reform der Berechnung der Wasserdienstleistungen durchzuführen.


2. Das Finanzierungssystem des MAWV muss mit einer kostendeckenden Gebührenrechnung auf der Basis des Verursacherprinzips aufgebaut werden. Als Grundlage für die Gebührenberechnung ist eine Analyse der Verursacher von Trink- und Abwasser zu fordern.


3. Die Berechnungen nach dem Verursacherprinzip müssen 
- die Daseinsvorsorge,
- die Ziele des Umweltschutzes,
- die Verbesserung der Qualität des Wassers berücksichtigen und sozial gerecht sein. 


4. Erst nach Umsetzung dieser Ziele darf das Finanzierungssystem wirksam werden.


5. Da der MAWV zur Transparenz und der demokratischen Mitwirkung der Verbraucher verpflichtet ist, sind Bürger und Kommunen ständig umfassend zu informieren und einzubeziehen.


6. Bei Verstoß gegen das Grundgesetz sind Sanktionen gegen die Verursacher festzulegen und zu dokumentieren. Entstandene Mehrkosten sind nicht dem Bürger anzulasten.


7. Ein weiterer Zusammenschluss mit anderen Zweckverbänden darf als Monopolisierung der Daseinsvorsorge nur in Verbindung mit der Einhaltung demokratischer Grundprinzipien – Transparenz und Mitbestimmungsrechte für die Bürger- sowie kartellrechtlicher Erfordernisse angestrebt werden.


8.  Der MAWV wird aufgefordert, mit den Kommunen die folgenden Beschlüsse zu fassen:

- Aufhebung der bestandskräftigen Bescheide;
- Einhaltung und Wahrung der Rechtsprinzipien des Grundgesetzes;
- Verbot der Anwendung des Beamtenstatusgesetzes, um nicht die kommunale Selbstverwaltung zu behindern.

